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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/4585, 12/5335 — 

Entwurf eines Gesetzes gegen rechtswidrige Handlungen bei der Währungs- 
umsteliung von Mark der Deutschen Demokratischen Republik in Deutsche Mark 


Bericht der Abgeordneten Arnulf Kriedner, Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
und Hinrich Kuessner 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die Zustän- 
digkeit für die Rückforderung der bei der Währungs- 
umstellung von Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik in Deutsche Mark rechtswidrig umgestellten 
Guthaben einer öffentlich-rechtlichen Behörde zuzu- 
weisen, die rechtlichen Rücknahme- und Rückforde- 
rungsvoraussetzungen zu regeln imd die gesetzliche 
Grundlage für das Verfahren zur Feststellung von 
Mißbrauch bei der Währungsumstellung den prakti- 
schen Erfordernissen anzupassen. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Prüfbehörde Wäh- 
rungsumstellung in das Bundesamt für Finanzen ein- 
zugliedem und diesem die Zuständigkeit für die 
Rückforderung rechtswidrig umgestellter Guthaben 
zu übertragen. 

Ferner werden die nach geltendem Recht mit der 
Wähnmgsumstellimg als beliehene Unternehmen 
beauftragten Geldinstitute von der primär staatlichen 
Aufgabe entlastet, rechtswidrige Umstellungsbe- 
scheide richtigzustellen und rechtswidrig ximgestellte 
Beträge zurückzufordem. 


Der Gesetzentwurf führt zu zusätzlichen Personalaus- 
gaben des Bundes, der bei einer Einsatzdauer von 
ca. fünf Jahren für das Rückfordenmgsverfahren etwa 
5,4 Mio. DM imd für die Erweiterung des Prüfverfah- 
rens bis zu 10 Mio. DM zur Verfügimg stellen muß. 
Diesen Kosten des Gesetzentwurfs sind die erhebli- 
chen Forderungen zugunsten des Ausgleichsfonds 
der Währungsumstellung gegenüberzustellen, die 
sich aus der Rückfordenmg rechtswidrig umgestellter 
Guthaben ergeben. 

Haushaltsmäßige Auswirkimgen auf die Länder und 
Gemeinden entstehen durch den Gesetzentwurf 
nicht. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht wird imter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Finanzausschuß keine Änderun- 
gen mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkun- 
gen empfiehlt. 


Bonn, den 16. Juni 1993 
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